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Zum einen handelt es sich nicht um eine rechtlich verbindliche Übergangsregelung, sondern 

lediglich um Hinweise für die behördliche Vollzugspraxis. Unternehmen erhalten hierdurch keine 

belastbare Rechtssicherheit für bereits produzierte Waren und Verpackungen. 

Zum anderen bleibt die besondere Situation in Deutschland vollständig unberücksichtigt. Anders 

als in vielen anderen Mitgliedstaaten erfolgt die Durchsetzung verbraucherschützender 

Vorschriften nicht ausschließlich durch Behörden. Nach dem Gesetz gegen den unlauteren 

Wettbewerb (UWG) können insbesondere Mitbewerber sowie klagebefugte Verbraucher- und 

Umweltverbände gegen mutmaßliche Verstöße vorgehen. Die CPC-Verständigung entfaltet 

gegenüber diesen Akteuren keinerlei Schutzwirkung. Unternehmen sind daher weiterhin einem 

erheblichen Risiko von Abmahnungen, Unterlassungsansprüchen und gerichtlichen Verfahren 

ausgesetzt. 

Zusätzliche Unsicherheit entsteht dadurch, dass die nationale Umsetzung der Richtlinie in 

zahlreichen Mitgliedstaaten weiterhin nicht abgeschlossen ist. Unternehmen können vielfach noch 

nicht abschließend beurteilen, welche konkreten Anforderungen künftig in den einzelnen Märkten 

gelten werden. Dies erschwert insbesondere bei grenzüberschreitenden Lieferketten die 

rechtssichere Vorbereitung erheblich. 

Besonders problematisch ist darüber hinaus die inzwischen unterschiedliche Handhabung von 

Übergangsregelungen innerhalb der Europäischen Union. 

Während Deutschland keine Abverkaufsfrist für bereits produzierte und rechtmäßig in Verkehr 

gebrachte Waren vorsieht, haben andere Mitgliedstaaten die praktischen Herausforderungen 

erkannt und entsprechende Lösungen geschaffen. 

So enthält die finnische Umsetzung der Richtlinie eine nationale Übergangsfrist von sechs 

Monaten bis zum 27. März 2027. Die finnische Regierung begründet diesen Schritt ausdrücklich 

damit, dass sie sich zuvor erfolglos für eine europaweite Übergangslösung eingesetzt habe. Die 

Übergangsregelung soll insbesondere für bereits vorhandene Lagerbestände gelten und unnötige 

wirtschaftliche Schäden sowie Ressourcenverschwendung vermeiden. 

Auch Österreich verfolgt einen anderen Ansatz. Der Entwurf der österreichischen Regierung sieht 

vor, die zivilrechtlichen Durchsetzung der Vorgaben für Produkte und Verpackungen, die bereits 

vor dem 27. September 2026 rechtmäßig in Verkehr gebracht wurden, auszusetzen. 

Diese unterschiedlichen nationalen Ansätze verdeutlichen, dass der Bedarf für 

Übergangsregelungen europaweit in mehreren Ländern anerkannt wird. Gleichzeitig drohen 

hierdurch erhebliche Wettbewerbsverzerrungen innerhalb des Binnenmarktes. Unternehmen in 

einzelnen Mitgliedstaaten erhalten die Möglichkeit, bestehende Lagerbestände weiterhin 

rechtssicher abzubauen, während Unternehmen in anderen Ländern mit erheblichen rechtlichen 

und wirtschaftlichen Risiken konfrontiert werden. Die Folge ist eine zunehmende Fragmentierung 

des europäischen Binnenmarktes – gerade in einem Bereich, der eigentlich von einer 

harmonisierten europäischen Regelung erfasst werden sollte. 




